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schied zwischen uns und Ihnen ist: Wir wissen, dass diese
Arbeitsverhältnisse am effektivsten und stabilsten im
System der sozialen Marktwirtschaft entstehen und
glücklicherweise für die überwiegende Zahl der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer gegenwärtig Wirklich-
keit sind, ganz egal, was Sie dagegen sagen. Sie versu-
chen � das ist ein weiterer Unterschied �, diese
Arbeitsverhältnisse per Gesetz festzulegen. Dabei über-
sehen Sie, dass Sie zugleich um diese Arbeitsverhältnisse
herum eine Mauer errichten, die gerade für diejenigen,
die draußen sind, die keine Arbeit haben, also die Arbeits-
losen, unüberwindbar ist.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Linkspartei, was
wir aber brauchen, um auch denjenigen Menschen ge-
recht zu werden, die einen Arbeitsplatz suchen, sind sta-
bile und gangbare Brücken in den Arbeitsmarkt. Wir
als christlich-liberale Regierungskoalition wollen diese
gangbaren und stabilen Brücken für diese Menschen
bauen. Wir werden verhindern, dass Langzeitarbeitslose
dauerhaft aus dem Arbeitsmarkt herausgehalten werden.
Das wäre nämlich die Konsequenz aus den Forderungen
Ihres Antrages.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ich möchte aus Zeitgründen nur ein Beispiel für das
herausgreifen, was Sie in Ihrem Antrag formulieren. Sie
fordern,

dass Eltern von Kindern unter zwölf Jahren auf Ver-
langen von Schichtarbeit befreit werden können,
ohne dass der Arbeitgeber dagegen betriebliche
Gründe geltend machen kann.

Auch hier ist deutlich zu erkennen, dass Sie die Folgen
Ihrer Politik nicht im Blick haben. Wäre es denn dann
nicht so, dass Unternehmen, in denen in Schichten gear-
beitet wird, weniger oder keine Arbeitnehmer mit Kin-
dern mehr einstellen würden? Ist das Ihr Ziel?

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Genau so ist es!)

Ihren Lösungsvorschlag auf dieses Problem kann ich
mir leicht vorstellen: Er wäre bestimmt, eine Quote von
Beschäftigten mit Kindern festzulegen, die die Unter-
nehmen dann erfüllen müssten.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Linkspartei, es
ist doch bemerkenswert � das sollte zum Nachdenken
anregen �, dass gerade in denjenigen Bundesländern die
Anzahl an Arbeitsplätzen und an Ausbildungsplätzen am
höchsten ist, wo man sich am hartnäckigsten einer sol-
chen Politik, wie Sie sie hier vorschlagen, enthalten hat.

(Beifall bei der FDP � Ottmar Schreiner
[SPD]: Dass Sie als Pfarrer so gegen die Kin-
der argumentieren, ist wirklich erschütternd!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:

Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Ernst? � Das Wort hat der Kollege Ernst.

Klaus Ernst (DIE LINKE):
Herr Kollege Kober, vielleicht freuen Sie sich über

die Verlängerung Ihrer Redezeit. � Menschen mit klei-
nen Kindern fällt es schwerer, ihre Kinder vernünftig zu
betreuen, wenn beide Elternteile in Schichtarbeit einge-
setzt werden. Sie haben aber Folgendes gesagt: Wenn
diese Menschen das Recht hätten, vorübergehend aus
der Schichtarbeit auszusteigen, dann würde das dazu
führen, dass sie von Betrieben im Schichtbetrieb nicht
mehr eingestellt würden. Glauben Sie tatsächlich, dass
Menschen auf Kinder gänzlich verzichten würden, nur
um eingestellt zu werden? Oder glauben Sie nicht, dass
die Arbeitgeber, wenn wir eine solche Regelung hätten,
gezwungen wären, Eltern mit Kindern einzustellen, weil
es sonst keine anderen Bewerber mehr gibt?

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Gut gemeint ist
nicht immer gut, Herr Ernst!)

Ich muss Ihnen auch noch diese Frage stellen: Was ist
denn das für eine Herangehensweise, wenn man nicht
akzeptiert, dass es gerade Eltern, die sich in Schichtar-
beit befinden, massiv erschwert wird, ihre Kindererzie-
hung vernünftig zu organisieren und Familie und Beruf
zu verbinden? Sind Sie tatsächlich der Auffassung, dass
man dies dem freien Spiel der Kräfte überlassen sollte,
was dazu führen würde, dass viele Menschen auf Kinder
verzichten? Es gibt doch schon jetzt einen Geburten-
rückgang, weil es sich Menschen unter diesen Vorausset-
zungen organisatorisch und finanziell nicht mehr leisten
können, Kinder zu haben.

Pascal Kober (FDP):
Lieber Herr Ernst, ich glaube vor allen Dingen, dass

wir die Vereinbarkeit von Kindern und Beruf verbessern
müssen. Wir können als Gesetzgeber und als Politiker
auf allen Ebenen etwas dafür tun, die Betreuung von
Kindern zu verbessern.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wenn die Forderung aus Ihrem Antrag per Gesetz um-
gesetzt würde, dann würde es dazu führen, dass sich Un-
ternehmen bei der Einstellung von Menschen mit Kin-
dern zurückhalten würden. Damit würde auf die
Menschen ein zusätzlicher Druck ausgeübt werden, keine
Kinder mehr zu bekommen. Deshalb glaube ich, dass
diese Forderung in der Tat nicht richtig ist. Deshalb wehre
ich mich dagegen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:

Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Kollege
Ulrich Lange.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Lieber Kollege Schreiner, ich muss Ihnen zum ers-
ten Mal recht geben � aber nur in folgendem Punkt �:
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Worüber wir heute diskutieren, ist ein unseriöses Sam-
melsurium.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dies ist eine Tatsache. Wir haben es gehört: Dies ist po-
pulistisch der NRW-Wahl geschuldet. Der vorliegende
Antrag ist eine Verkürzung des sogenannten Parteipro-
gramms der Linken, besser ausgedrückt und zusammen-
gefasst unter dem Stichwort: Lafontaine�sches Mani-
fest.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Nur nicht
neidisch sein!)

Er ist zum Glück bloße Theorie. Würde Ernst daraus,
würden wir ihn umsetzen, wir hätten eine beispiellose
Rezession in Deutschland. Es gäbe sehr viele Arbeits-
lose mehr, und Sie hätten Probleme, sie zu zählen. Das
muss man ganz deutlich sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wenn diese Bundesregierung � ich nehme die Vor-
gängerregierung hinzu � etwas bewiesen hat, dann ist es
das, dass wir seit Beginn der Krise erfolgreiche Arbeits-
marktstrategien gefunden haben. Wir hatten in der Spitze
fast 5 Millionen Arbeitslose und liegen jetzt trotz Krise
aufgrund der eingeführten Mechanismen bei circa
3,5 Millionen.

(Zuruf des Abg. Klaus Ernst [DIE LINKE])

� Herr Ernst, jetzt bin ich an der Reihe. Sie haben heute
genug gebrüllt. Jetzt darf ich das.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Sie können
es aber nicht so gut!)

� Das werden wir schon sehen.

Ihr Antrag ist letztlich nichts anderes als eine Jobver-
nichtung. Die Konjunkturlokomotive Deutschland in
Europa würde zum Bremser. Nachdem Sie mit Ihrer letz-
ten Wahlkampfparole �Reichtum für alle� bei der Bun-
destagswahl gescheitert sind, versuchen Sie es jetzt mit
einem neuen Antrag. Herr Ernst, Kollegen von der Lin-
ken, die Bevölkerung ist viel zu intelligent, um auf diese
Thesen hereinzufallen und zu glauben, dass man in
Deutschland damit wirklich weiterkommt.

(Beifall bei der CDU/CSU � Alexander Ulrich
[DIE LINKE]: Im Gegensatz zu Ihnen haben
wir zugelegt! � Klaus Ernst [DIE LINKE]: Sie
haben verloren, wir haben gewonnen!)

� Wir werden sehen, worauf es am 9. Mai hinausläuft.
Ich bin mir sicher, dass die christlich-liberale Koalition
in Nordrhein-Westfalen ein gutes Ergebnis erhalten und
weiterregieren wird, damit wir die Krise erfolgreich
meistern können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP �
Anette Kramme [SPD]: Die Hoffnung stirbt
zuletzt!)

Lassen Sie mich noch zu einigen Punkten in Ihrem
Antrag etwas sagen. Im vorliegenden Antrag sehen Sie
letztlich vor, die Zeitarbeit zu beenden.

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Ja!)

� Dann geben Sie es endlich zu und schreiben Sie nicht
irgendetwas von Equal Pay usw. Sagen Sie einfach, dass
Sie sie beenden wollen. � Sie ignorieren den 11. AÜG-
Bericht. Sie ignorieren den Bericht der Bundesagentur,
in dem dargelegt wurde, dass Zeitarbeit inzwischen ein
erheblicher Faktor ist. Über deren Brückenfunktion und
die damit verbundene Flexibilisierung haben wir in die-
sem Hause schon mehrfach gesprochen.

Zu Ihrer Forderung eines Kündigungsschutzes für
alle. Populistischer geht es nicht mehr. Ihnen sollte klar
sein, dass Sie damit gerade kleinen Familienbetrieben
bzw. Handwerksbetrieben jeglichen Handlungsspiel-
raum nehmen. Das ist das Ende solcher Betriebe. Ich
kann nur sagen: Sie wollen das wohl so. Diese Forde-
rung ist schlicht und ergreifend nicht realistisch.

Zu Ihrer Forderung eines Mindestlohns. Über die
Höhe rede ich gar nicht. Nehmen wir uns ein Beispiel
am Pflegedienst. Dies ist eine Sache der Tarifparteien.

Sie wollen die Höchstarbeitszeit auf 40 Stunden be-
grenzen. Wir haben ein sehr gutes Arbeitszeitgesetz. We-
niger Flexibilität bei der Arbeitszeit können wir uns mit
Sicherheit nicht leisten.

Sie schreiben in Ihrem Parteiprogramm, dass Sie am
Ende eine Wochenarbeitszeit von 30 Stunden bei vollem
Lohnausgleich wollen. Wie soll das funktionieren? Ich
sage ganz offen: Das ist unseriös.

Zur sachgrundlosen Befristung. Ich habe heute ei-
nes gelernt: Die sachgrundlose Befristung hängt mit
Fortpflanzung zusammen. Über dieses Wort, Herr Ernst,
bin ich ein bisschen erschrocken. Ich freue mich jeden
Tag an meinen Kindern. Ich empfinde sie nicht als Fort-
pflanzung, sondern als ein ganz großes Glück; das muss
ich Ihnen in dieser Deutlichkeit sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wenn man Kinder nur in einen finanziellen Kontext
stellt, dann zeigt das � �

(Abg. Klaus Ernst [DIE LINKE] meldet sich
zu einer Zwischenfrage)

� Ich lasse keine Zwischenfrage zu, auch wenn Sie sich
fünfmal melden. Sie bekommen von mir keine Redezeit
mehr. Da können Sie machen, was Sie wollen.

Wir halten an der sachgrundlosen Befristung fest. Sie
hat eine positive Wirkung und ist Türöffner für dauer-
hafte Arbeitsplätze in den Betrieben. Sie ist � darum
geht es in diesem Zusammenhang � im Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz geregelt. Das Gesetz beinhaltet den
Rechtsanspruch auf Teilzeitbeschäftigung, der die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf verbessert.

Zum politischen Streikrecht kann ich nur sagen: Wir
haben eine hervorragend funktionierende Sozialpartner-
schaft, die wir nicht riskieren sollten. Belegschaftsab-
stimmungen über wesentliche Betriebsentscheidungen
bedeuten letztendlich Enteignung. Ich möchte an dieser
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Stelle klar festhalten: Das ist mit wahren Demokraten
nicht zu machen.

(Zurufe von der LINKEN)

Sie wollen mithilfe von Förderprogrammen insge-
samt 2,5 Millionen neue Arbeitsplätze schaffen. Sagen
Sie doch einmal, wo Sie das Geld hernehmen wollen!

Frau Kollegin, Sie haben mir wirklich aus der Seele
gesprochen � das kommt nicht allzu oft vor �: Es ist
wirklich ärgerlich, dass wir uns heute mit Ihren unrealis-
tischen Forderungen beschäftigen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Herr Ernst, Sie haben vorhin die Süddeutsche Zeitung
zitiert; auch ich möchte das tun. Dort heißt es über den
Entwurf Ihres neuen Parteiprogramms, er sei �Sozialis-
mus in Neuauflage�. Letztendlich geht es in Ihrem Pro-
gramm um nichts anderes. Sie polarisieren: hier der aus-
gebeutete Arbeitnehmer, dort der böse Arbeitgeber. So
ist jedoch die Realität nicht. Wir haben Unternehmer-
geist, Ideen, Mut, das Eigentum der Unternehmer, das
sie zusammen mit engagierten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern in fairer Partnerschaft einbringen. Genau
das wollen wir: soziale Marktwirtschaft. Sie ist ein Er-
folg für gute Arbeit, nichts anderes. Daran wollen wir
festhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordne-
ten der FDP � Zuruf von der LINKEN)

Nehmen Sie sich ein Beispiel: Nehmen Sie Nachhilfeun-
terricht bei unserer Bundesarbeitsministerin! Ich nenne
nur den Titel des Gesetzentwurfes, der gestern vom Ka-
binett verabschiedet wurde: Gesetz für bessere Beschäf-
tigungschancen am Arbeitsmarkt � Beschäftigungschan-
cengesetz.

Es geht hier letztlich um die Grundsatzfrage: soziale
Marktwirtschaft oder Sozialismus? Sie wollen den So-
zialismus. Damit haben Sie einen Teil Deutschlands
schon einmal vor die Mauer gefahren. Wir werden uns
dagegenstellen. Wir glauben an das Miteinander von Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern. Wir stehen zur sozialen
Marktwirtschaft, die ein Erfolgskonzept für gute Arbeit
ist.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:

Zu einer Kurzintervention erteile ich das Wort dem
Kollegen Ernst.

Klaus Ernst (DIE LINKE):
Herr Kollege Lange, Sie sagen, es sei ärgerlich, dass

wir uns mit diesem Thema beschäftigen. Ich kann mir
vorstellen, dass das für Sie ärgerlich ist; denn dabei wer-
den die Defizite dieser Regierung deutlich vor Augen
geführt.

Ich möchte auf das Beispiel der Menschen mit Kin-
dern eingehen. Können Sie sich vorstellen, dass sich ein

junger Mensch, der nach der Ausbildung nur befristet
übernommen wird, tatsächlich überlegt, ob er zusammen
mit seiner Partnerin Kinder in die Welt setzt oder ob er
es angesichts der Tatsache, dass er bei einem befristeten
Arbeitsplatz möglicherweise nur ein halbes Jahr oder ein
Jahr beschäftigt ist, vielleicht gar nicht verantworten
kann, weil er gegebenenfalls Probleme hat, seine Familie
zu ernähren? Herr Lange, können Sie sich vorstellen,
dass sich jemand, der sich in einem Leiharbeitsverhältnis
befindet, angesichts der Tatsache, dass Leiharbeitnehmer
die ersten sind, die aus den Betrieben entfernt werden
� das war auch in dieser Krise so �, überlegt, ob er Kin-
der in die Welt setzt, weil er sie kaum noch ernähren
kann, wenn er den Job verliert und auf Sozialleistungen
dieses Staates angewiesen ist? Können Sie sich vorstel-
len, dass die Familienpolitik auch Ihrer früheren Familien-
ministerin unter diesen Umständen konterkariert wird?
Sie sollte dazu führen, dass man lustvoll dazu beiträgt,
dass dieses Land nicht ausstirbt.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Lustvoll! Darum
geht es! Da spielen ganz andere Fragen eine
Rolle!)

Können Sie sich vorstellen, dass wir unter diesen Bedin-
gungen tatsächlich darüber nachdenken müssen, ob wir
Regelungen wieder einführen, die wir in diesem Land
schon gehabt haben? Die Regelungen galten im Westteil,
nicht im Ostteil des Landes; es handelte sich also nicht
um irgendeine Form des Sozialismus. Herr Lange, wenn
Sie all das verneinen, dann kann ich Ihnen sagen: Sie ha-
ben sich von der Realität der Menschen, insbesondere
der jungen Menschen und der Menschen, die in schlech-
ten Arbeitsverhältnissen beschäftigt sind, vollkommen
verabschiedet. Das werden wir den Menschen auch sa-
gen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:

Zur Erwiderung Herr Kollege Lange.

(Ottmar Schreiner [SPD]: Aber lustvoll!)

Ulrich Lange (CDU/CSU):

� Gut, also ich antworte lustvoll. 

Herr Kollege Ernst, ja, ich kann mir das vorstellen,
weil ich nicht davon ausgehe, dass ein Kinderwunsch
einzig und allein an der materiellen Situation einer Fami-
lie, einer Partnerschaft, der Mütter und Väter hängt. Das
ist mir zu wenig. Ich kenne viele damalige Kommilito-
ninnen und Kommilitonen, die mitten im Studium Kin-
der bekommen haben.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Wahnsinnig
viele!)

� Das gab es, und das gibt es natürlich heute noch. 

Ich kenne viele Familien, die Hartz IV empfangen
und interessanterweise auch viele Kinder haben. Ich
kenne viele Familien von Leiharbeitnehmerinnen und
Leiharbeitnehmern, die sehr wohl Kinder haben. Herr
Ernst, Kinder sind etwas anderes, Kinder sind ein Glück
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und nicht nur eine Frage des Geldbeutels. So sollten wir
wieder denken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP �
Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Dass Kinder
ein Armutsrisiko sind, wissen Sie nicht!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:
Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege

Dr. Matthias Zimmer für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Matthias Zimmer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nach

diesem beinahe lustvollen und � zumindest von einer
Seite des Hauses � an die Grenze des Kabarettistischen
gehenden Austausches über die Familienpolitik fällt es
schwer, sich wieder in die Niederungen dessen zu bege-
ben, was wir in dem Antrag der Linken vor uns liegen
haben.

Der Antrag versammelt alles, was es an Monstrositä-
ten und Skurrilitäten aus dem linken Lager so gibt, Herr
Ernst, eine beachtenswerte Gesamtschau sozialistischer
Irrungen und Wirrungen, ein Kompendium wirtschaftli-
chen und sozialpolitischen Kompetenzdefizits.

(Pascal Kober [FDP]: So ist es!)

Ich will es mir ersparen, auf die einzelnen Vorschläge
einzugehen. Da ist viel Richtiges gesagt worden. Aber
ich will einige Punkte hervorheben, an denen sich die
Differenz zwischen unseren politischen Ordnungsvor-
stellungen sehr deutlich konkretisiert.

Da ist zunächst einmal der Begriff der Solidarität.
Der wird ja in der Geschichte � auch der Arbeiterbewe-
gung � groß geschrieben, auch wenn diese Solidarität
zunächst einmal transnational organisiert werden sollte.
Solidarität bedeutet gegenseitiges Einstehen in einer
Rechtsgemeinschaft, also ein gegenseitiges Hilfever-
sprechen. Dieser Anspruch auf gegenseitige Hilfe ent-
steht auf der Grundlage von Leistung und Gegenleis-
tung. Davon ist bei Ihnen aber nichts zu spüren, denn der
solidarischen Leistung der Unterstützung bei Arbeitslo-
sigkeit entspricht bei Ihnen keine Gegenleistung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das machen Sie dadurch deutlich, dass Sie sagen: Wir
wollen eine sanktionsfreie Mindestsicherung. Das
heißt nichts anderes als ein Abschied vom Prinzip der
Solidarität. Die sanktionsfreie Mindestsicherung ist die
dauerhafte Subventionierung der Arbeitsunwilligen
durch die Arbeitswilligen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist der Abschied vom Prinzip der Solidarität zu-
gunsten einer Alimentierung der Privatisierung Einzel-
ner auf Kosten der Allgemeinheit.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)

Logisch zu Ende gedacht führt aber dieser Abschied von
der Solidarität nicht zum allgemeinen gesellschaftlichen
Reichtum, sondern zu einer Entsolidarisierung in der

Gesellschaft und zu einer materiellen und geistigen Ver-
armung.

(Paul Lehrieder [CDU/CSU]: Und Demotiva-
tion!)

Aber mit der materiellen und geistigen Verarmung
haben Sie ja historisch schon Ihre eigenen Erfahrungen
gemacht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Herbert Wehner hat vor 40 Jahren gesagt: Das sozialisti-
sche Experiment in der DDR kann nur in einem großen
Katzenjammer enden. Und das ist noch das Höflichste,
was sich darüber sagen ließ.

(Beifall bei der CDU/CSU � Klaus Ernst [DIE 
LINKE]: Über was reden Sie eigentlich hier?)

Der zweite Punkt: Ich habe den Eindruck, dass Sie
den Arbeitsmarkt mit Ansprüchen auf gesellschaftliche
Änderungen überlasten. Sie begehen damit etwas, was
André Comte-Sponville in einem sehr lesenswerten
Buch über die Frage, ob der Kapitalismus moralisch sein
kann, als Verwechslung der Ordnungen bezeichnet �
also etwa das Koalitionsrecht in einem Generalstreik zur
Durchsetzung politischer Forderungen zu missbrauchen
oder die Auftragsvergabe der öffentlichen Hand an ge-
sellschaftliche Reformziele zu koppeln, die an sich für
den Zweck der Auftragsvergabe systemfremd sind. Mit
diesen teilweise massiven Eingriffen in das Wirtschafts-
leben wird die Wirtschaft zur Erreichung gesellschaftli-
cher Ziele feingesteuert. André Comte-Sponville nennt
das die Tyrannei der höheren Ordnung. Wir meinen al-
lerdings: Der Staat soll einen Ordnungsrahmen für die
Wirtschaft setzen, aber nicht versuchen, gesellschaftli-
che Utopien durch wirtschaftliche Prozesse zu verwirkli-
chen.

Mit dieser Zurückhaltung sind wir in den 60 Jahren
der sozialen Marktwirtschaft gut gefahren, mehr noch:
Wir haben das konkurrierende Modell einer sozialisti-
schen Planwirtschaft abgehängt. Wir brauchten es weder
einzuholen noch zu überholen, wir haben es einfach ab-
gehängt. Es ist zu Recht in der Asservatenkammer der
Geschichte gelandet. Dass Sie als Verlierer der Ge-
schichte die Stirn haben, uns zu sagen, dass wir ein ande-
res Wirtschafts- und Gesellschaftssystem brauchen,

(Paul Lehrieder [CDU/CSU]: Ungeheuerlich!)

zeigt nur eines: Aus der Geschichte haben Sie nichts ge-
lernt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ein dritter Punkt. Für Sie kommt alles Heil vom Staat.
Für uns ist es zunächst der Einzelne, der in Freiheit und
Selbstverantwortung handelt. Für uns gilt der Grundsatz
der Subsidiarität, der gesellschaftlichen Selbstorganisa-
tion. Deshalb ist auch der Staat subsidiär, also nachran-
gig gegenüber der Selbstverantwortung des Einzelnen
und der Selbstorganisation der Gesellschaft. Dass Sie
mit diesem Konzept Probleme haben, erstaunt mich
nicht. Ihre Tradition ist die Tradition staatlicher Gänge-
lung, staatlicher Bevormundung und staatlicher Planung.


